
Bebauungsplan-Entwurf Barmbek-Süd 2 
Abwägungspapier 
 
Im Folgenden finden sich die Stellungnahmen zur Kenntnisnahmeverschickung 2021 sowie zur  
2. Beteiligung der Öffentlichkeit 2022.  
 
Achtung: Diese Abwägungstabelle wird dem Stadtentwicklungsausschuss (StekA) üblicherweise erst zum Beschluss der Vorweggenehmigungsreife gemäß 
§ 33 BauGB vorgelegt. In diesem Fall erfolgen allerdings eine erneute Kenntnisnahme und eine erneute Beteiligung der Öffentlichkeit. Dadurch werden die 
vergangenen Verfahrensschritte in Teilen „überschrieben“. Um diese jedoch sauber abzuschließen, findet eine Auswertung zum jetzigen Zeitpunkt statt. 
Selbiges Vorgehen erfolgte bereits im Übergang von der 1. zur 2. Beteiligung der Öffentlichkeit. Zwischenzeitlich wurden die Planunterlagen überarbeitet und 
es erfolgten erneute Beteiligungen der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) und § 4a BauGB. Eine Abwägungstabelle zur aktuellen Kenntnisnahme 
sowie zur 3. Beteiligung der Öffentlichkeit wird dem StekA dann zum Beschluss der Vorweggenehmigungsreife voraussichtlich Ende des Jahres vorgelegt. 

 

§ 13 BauGB - 

§ 13a BauGB - 

§ 12 BauGB - 

 

 Angaben zur Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

ID: 1060 
 

Eingereicht am: 
15.10.2021 

TöB (Institution): Bezirksamt Hamburg-Nord - MR 3 
Abteilung: Fachamt Management des öffentlichen Raums 
Planunterlage: Gesamtstellungnahme 

WA2: Anpassung des Baufelds an der Weidestraße (Aufnahme der 
Straßenflucht und Schaffung eines unbebauten Hofbereiches) 

Bei der Anpassung wurde an der Weidestraße der vorhandene 
Straßenbaumbestand (insgesamt 5 Straßenbäume)  nicht hinreichend 
berücksichtigt. Durch die Planung ist zu erwarten, dass dieser in Gänze 
nicht erhalten werden kann. Bei den Straßenbäumen handelt es sich um 
3 Spitzahorn – Bäume und 2 Silberahorn – Bäume (Pflanzjahr 1903, 
1935,1962 und 1971) 

Die Gebäudeflucht ist mindestens auf den alten Stand zurückzunehmen, 
bzw. auf 3m ab der Grundstückgrenze zu vergrößern. 

WA4: Abrücken des Baufeldes an der Elsastraße um 1 m 

Zum Schutz und Erhalt des Straßenbaumes (1Straßenbaum) ist das 
Gebäude noch weiter von der Grundstücksgrenze abzurücken. 

Der Stellungnahme wurde gefolgt. 

 

Die Bauflucht des Baufelds wurde entlang der Weidestraße auf den 
vorherigen Stand zurückgesetzt. Weiterhin handelt es sich um eine 
baukörperähnliche Festsetzung via Baugrenze. Eine Konfliktbewältigung 
ist im Einzelfall auch auf Ebene der Baugenehmigung möglich. 

 

 
 
 

Das Baufeld wurde abgerückt. Weitere Veränderungen sind aufgrund 
der laufenden Baugenehmigungsprozesse und der Absprachen im 
Rahmen der Grundstücksvergabe nicht mehr möglich. 
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§ 2 Nr. 12: Anpassung/ Klarstellung bei gestalterischer Festsetzung zum 
Ausschluss von Balkonen 

Neben dem Ausschluss von Balkonen an der Planstraße 2 ist auch an 
der Weidestraße zugunsten und zum Erhalt des 
Straßenbaumbestandes auf Balkone zu verzichten. 

Die mit (e) gekennzeichneten Bereiche sollten auch entlang der 
Weidestraße bindend sein. Dies betrifft die Baufelder WA1 und WA2. 

§ 2 Nr. 20 & 23: Streichung von „Wintergärten“ in 
Lärmschutzfestsetzungen (da gestalterisch nicht zulässig) 

Zum Schutz und Erhalt des Straßenbaumbestandes sollten Vorbauten 
an der Weidestraße, wie in §2Nr. 20 aufgeführt ausgeschlossen werden; 
verglaste Loggien ohne das diese aus der Gebäudeflucht heraustreten 
sind vorstellbar. 

 

§ 2 Nr. 12 wurde entsprechend ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es handelt sich um eine Standardfestsetzung. Eine Konfliktbewältigung 
auf Ebene der Baugenehmigung ist möglich.  

 Angaben zur Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

ID: 1059 
 

Eingereicht am: 
15.10.2021 

TöB (Institution): BUKEA-Wasser, Abwasser und Geologie 
Abteilung: W1/2 - Wasserwirtschaft und Abwasserwirtschaft 
Planunterlage: Gesamtstellungnahme 

Im Rahmen der Vorabanfrage zu einer möglichen Teilung des B-
Plangebietes hatte ich im April diesen Jahres bereits auf die 
Starkregenproblematik in dem Gebiet aufmerksam gemacht. Gibt es 
hierzu bereits eine Lösung? Sofern der dargestellte Fließweg weiterhin 
durch das Plangebiet realisiert werden soll, muss dies als 
Notwasserweg in der Planzeichnung festgesetzt werden. Nur so kann 
sichergestellt werden, dass die Topografie eine entsprechende 
Ausgestaltung beibehält. 

Weiterhin sollte für die an der Hamburger Straße betroffenen 
Grundstücke Objektschutz wie folgt festgesetzt werden, sofern keine 
anderweitige Lösung in Betracht gezogen wird: 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

Am 21.01.2022 hat ein gemeinsames Gespräch zu der Themenstellung 
mit N/SL1-KS, N/SL2, BVM/VE3, BUKEA/W2 gegeben. Als Ergebnis 
des Gesprächs wurde folgender unter den Dienststellen abgestimmter 
Textbaustein in die Begründung aufgenommen: 

„Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft 
(BUKEA) hat im Sommer 2021 eine Starkregengefahrenkarte für die 
Stadt Hamburg - basierend auf einer topografischen Analyse mit GIS-
Daten aus 2017 - veröffentlicht. Die Karte stellt vorhandene Senken 
und theoretisch mögliche Fließwege dar. Die Modellierung ist 
belastungsunabhängig, d.h. es wurden keine Regenereignisse zu 
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"In dem mit "A" gekennzeichneten Gebiet sind bei Errichtung baulicher 
Anlagen zur Vermeidung oder Verringerung von Hochwasserschäden 
einschließlich Schäden durch Starkregen folgende bauliche oder 
technische Maßnahmen erforderlich: 

Bis zu einer Höhe von 7,9 m über NHN sind Gebäudeöffnungen wie 
Türen oder Kellerfenster unzulässig. 

Alle Öffnungen der Baukörper, wie z. B. Hauseingänge, 
Kellerlichtschächte oder Treppen zum Keller sind mindestens auf einer 
Höhe von 7,9 m anzuordnen. 

 Bis zu einer Höhe von 7,9 m über NHN sind Baustoffe zu verwenden, 
die ein Eindringen von Wasser durch Wände verhindert." 

Um darüber hinaus die Verdunstung innerhalb des Plangebietes zu 
fördern und damit einen wertvollen Beitrag zur Klimafolgenanpassung 
im Sinne der RegenInfraStrukturAnpassung (RISA) zu leisten, sollten 
offene Entwässerungssysteme (inkl. Rückhaltung) festgesetzt werden. 
Sofern dies nicht möglich sein sollte, bitten wir darum zumindest die 
Dächer als Retentionsdächer festzuschreiben. 

Grunde gelegt. Ob und wie hoch eine Senke gefüllt sein wird und ob 
Fließwege tatsächlich zustande kommen, ist vor diesem Hintergrund 
nicht ersichtlich.  

Die Karte zeigt eine ausgedehnte Senke innerhalb der Hamburger 
Straße und einen daraus resultierenden möglichen Fließweg über 
private Grundstücke innerhalb des Bebauungsplans Barmbek-Süd 2 
in Richtung Norden. Im Zuge der letzten Schritte des 
Bebauungsplanverfahrens wurde deshalb geprüft, ob Festsetzungen 
möglich und erforderlich werden, um die Grundstücke über die eigene 
Mitwirkungspflicht hinaus vor eventuell zufließendem Wasser zu 
schützen.  

Aufgrund der Tatsache, dass sich die Senke im öffentlichen Raum 
(innerhalb der Hamburger Straße) befindet, wurde auf Festsetzungen, 
welche die Privatgrundstücke belasten, verzichtet (z.B. Freihaltung 
eines Notwasserweges oder höherliegende Eingänge). Gleichzeitig 
sollte auch die Barrierefreiheit, die im Rahmen Quartiersentwicklung 
konzeptionell im Fokus stand, gesichert werden. Parallel zu dem 
Bebauungsplanverfahren werden die Gefährdungssituation und der 
sich daraus ergebene Handlungsbedarf im öffentlichen Raum geprüft. 
Darüber hinaus sind Grundstückseigentümer*innen im Rahmen der 
allgemeinen Sorgfaltspflicht dazu veranlasst Objektschutz auf ihrem 
Grundstück vorzunehmen.“ 

 Angaben zur Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

ID: 1055 
 

Eingereicht am: 
07.10.2021 

TöB (Institution): Hamburg Wasser 
Abteilung: Digitales Informationsmanagement 
Planunterlage: Gesamtstellungnahme 

Aus Sicht der Hamburger Stadtentwässerung (HSE) und der Hamburger 
Wasserwerke (HWW) bestehen grundsätzlich keine Bedenken gegen 
die geplante erneute öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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Anmerkung zu Punkt 5.12 "Wasser und Oberflächenentwässerung"; hier 
der 7. Absatz: 

Es wird angeregt, für das urbane und Kerngebiet an der Hamburger 
Straße alternative Rückhaltemöglichkeiten wie z. B. Rückhaltung auf 
dem Dach mit in den Text aufzunehmen. Durch diese Maßnahme steigt 
der Verdunstungsanteil und die Einleitung in die öffentlichen Siele wird 
minimiert. 

Hinweis: Es fehlt noch die Herstellung des Mischwassersieles in der 
Planstraße 2. Hier bitten wir noch um Information, ob und wenn ja, wann 
dieses Siel hergestellt werden soll. Längere Vorlaufzeiten bitten wir in 
Terminplänen zu berücksichtigen. 

 

Die Begründung wurde entsprechend ergänzt. 

 

 

Der Hinweis wurde an die planende Stelle weitergegeben. 

 Angaben zur Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

ID: 1058 
 

Eingereicht am: 
15.10.2021 

TöB (Institution): BUKEA-Immissionsschutz und Abfallwirtschaft 
Abteilung: I 
Planunterlage: Gesamtstellungnahme 

Bezüglich des Bebauungsplanentwurfs Barmbek-Süd 2 bittet das 
Referat Luftreinhaltung der BUKEA um eine Fristverlängerung zur 
Abgabe der Stellungnahme bis zum 22.10.21. Das beigefügte 
Luftschadstoffgutachten der Fa. Lärmkontor GmbH mit Stand Mai 2018 
weist Überschreitungen der Schadstoffbelastung gemäß 39. BImSchV 
aus, die abgeklärt werden müssen. Leider haben sich in der 
Zwischenzeit auch andere Bewertungsgrundlagen ergeben. Ich bitte um 
Ihr Verständnis und danke Ihnen im Voraus. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Das Gutachten sowie die Planunterlagen wurden in Abstimmung mit 
den zuständigen Dienststellen und Fachbehörden zwischenzeitlich 
aktualisiert. 

 Angaben zur Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

ID: 1057 
 

TöB (Institution): BSW-Amt für Landesplanung und Stadtentwicklung 
Abteilung: LP 
Planunterlage: Gesamtstellungnahme 
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Eingereicht am: 
14.10.2021 

Bitte prüfen, ob in Nr. 5 der Verordnung hinsichtlich des Ausschlusses 
von Vergnügungsstätten das Wort "insbesondere" wegfallen kann. 
"Insbesondere" schließt auch andere Vergnügungsstätten, abgesehen 
von Wettbüros und Spielhallen grundsätzlich mit ein. Da Musikclubs 
unter den Begriff der Vergnügungsstätten fallen, beträfe ein Ausschluss 
auch Musikclubs, die z. B. entlang der Hamburger Straße ggf. nicht 
zwingend ausgeschlossen werden sollten bzw. müssten, da der 
Standort langfristig, u.a. aufgrund der bereits bestehenden 
Verkehrslärmbelastung, möglicherweise gut für einen Musikclub 
geeignet wäre (z. B. analog Freundlich & Kompetent), Außerdem 
scheint die Begründung für den Ausschluss von Musikclubs bzw. 
Diskotheken zu schwach, da sich die Ausschlusskriterien (negative 
Beeinträchtigung der Stadtbilds, hohe Gewinnmargen usw.) eher auf 
Wettbüros usw. beziehen. Bordelle fallen im Übrigen planungsrechtlich 
nicht unter Vergnügungsstätten, sondern unter den Begriff 
Gewerbebetrieb (Vgl. Beschluss vom 02.11.2015 - BVerwG 4 B 32.15). 

Hintergrund ist, dass es aufgrund von Initiativen aus der Mitte des 
Bundestages Bestrebungen gibt, die Musikclubs zu stärken. Auf 
Anregung des Bundes hat daher die Fachkommission Städtebau in ihrer 
Sitzung am 23. März 2021 die Einrichtung einer Arbeitsgruppe zur 
Erstellung von Hinweisen für den Vollzug beschlossen. Teilnehmer ist 
u.a. für Hamburg die BSW. 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  

 
Verordnung und Begründung wurden entsprechend der 
zwischenzeitlichen Abstimmungen mit BSW/LP angepasst, so dass 
Musikclubs in den gemischten Bauflächen (MU & MK) gemäß der 
Anforderungen zur Herstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
im Rahmen der Konfliktbewältigung auf Baugenehmigungsebene 
potenziell zulässig sind. 

 Angaben zur Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

ID: 1053 
 

Eingereicht am: 
05.10.2021 

TöB (Institution): Gasnetz Hamburg GmbH 
Abteilung: Fachbereich Asset Management 
Planunterlage: Gesamtstellungnahme 

Im Bereich der geplanten Maßnahme betreiben wir Hausanschlüsse für 
die vorhandenen Gebäude. Wir bitten Sie Annäherungen an unsere 
Gasleitungen mit uns abzustimmen. Ohne Genehmigung ist es Ihnen 
nicht gestattet, Bauwerke zu errichten, Bäume anzupflanzen oder 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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andere bauliche Maßnahmen im Bereich der Gasversorgungsanlage 
durchzuführen. 

 Angaben zur Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

ID: 1054 
 

Eingereicht am: 
07.10.2021 

TöB (Institution): Behörde für Kultur und Medien Denkmalschutzamt 
Abteilung: KB / K3 
Planunterlage: Gesamtstellungnahme 

Hinsichtlich der geänderten Baugrenze der Schule/KITA südlich des 
Denkmalensembles muss aus Sicht des Denkmalschutzamtes 
gewährleistet sein, dass der uns bekannte Entwurf dann auch 
verwirklicht wird. Insofern kann das Denkmalschutzamt den geänderten 
und auf diesen Entwurf abgestimmten Baugrenzen nur zustimmen, 
wenn die Umsetzung dieses denkmalgerechten Schulentwurfs in einem 
städtebaulichen Vertrag durch den Bezirk unter Einbeziehung des 
Denkmalschutzamtes gesichert wird. Ansonsten müssten die Baugrenze 
weiter vom Denkmal abrücken und die GRZ angepasst werden. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Das Denkmalschutzamt wird in die weiteren Abstimmungen 
eingebunden. 

 Angaben zur Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

ID: 1056 
 

Eingereicht am: 
11.10.2021 

TöB (Institution): BWI-Wirtschaftsförderung 
Abteilung: Wirtschaftsbezogene Stadt- und Regionalentwicklung WF 2 
Planunterlage: Gesamtstellungnahme 

Aus Sicht der Wirtschaftsförderung wird die Fortführung der Planungen 
in einem Verfahren ausdrücklich begrüßt. Es bestehen keine 
grundsätzlichen Einwände. 
Es muss jedoch im weiteren Verfahren sichergestellt werden, dass die 
Gewerbeflächen, die grundsätzlich auch für Handwerksbetriebe 
geeignet sein sollen, auch für Kunden/Lieferverkehre erkennbar und 
erreichbar sind. Eine städtebauliche Ablesbarkeit des Gewerbes im MU 
ist ebenso zu gewährleisten wie eine uneingeschränkte 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Funktionsfähigkeit, damit von vornherein nachfragegerechte Einheiten in 
attraktiver innerstädtischer Lage entstehen können. 

 

 

Eingereicht am: 
2.11.2022 

Grundeigentümer 

Die xx ist Eigentümerin des Plangebiet gelegenen Flurstücks 5086, 
Hamburger Straße 205. 

Bereits mit Schreiben vom 12.03.2019 haben wir gegen den 
Bebauungsplanentwurf Barmbek-Süd 2 eingewendet, dass dieser keine 
Rücksicht auf den Zuschnitt des Flurstücks 5086 nimmt und auf Teilen 
des Flurstücks 5086 eine Verkehrsfläche („Planstraße 2“) vorsieht. An 
dieser Beurteilung hat sich ausweislich der zweiten Auslegung des 
Entwurfs einer Verordnung über den Bebauungsplan Barmbek-Süd 2 
nichts geändert, sondern die fehlerhafte Planung setzt sich fort. 

Xx lehnt den Bebauungsplanentwurf Barmbek-Süd daher weiterhin ab. 
Sollte der Bebauungsplanentwurf Barmbek-Süd 2 unverändert 
beschlossen werden, würde er nach Lage der Dinge einer gerichtlichen 
Kontrolle in einem Normenkontrollverfahren zugeführt. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Zwischenzeitlich konnte weiterhin keine einvernehmliche Lösung zur 
Entwicklung der öffentlichen Straßenverkehrsfläche erzielt werden. Die 
Erschließung wurde daraufhin umgeplant. Es wurde eine Variante 
entwickelt, die nahezu komplett auf öffentlichem Grund umgesetzt 
werden kann, ohne den Quartiersplatz aufgeben zu müssen. Dafür 
musste der Städtebau gegenüber dem ursprünglich zugrundeliegenden 
Konzept leicht angepasst werden. Die ursprüngliche Wegeverbindung 
im urbanen Gebiet bleibt über die Festsetzung eine Geh- und 
Fahrrechts für Radfahrende erhalten. Zudem entsteht die Möglichkeit 
die sog. Fuge zwischen den Baublöcken im urbanen Gebiet zu 
überbauen. Ein Planungsschaden wird durch das Geh- und Fahrrecht 
nicht begründet. Der Bebauungsplan erzeugt eine deutliche 
Bodenwertsteigerung. Zu dieser Lösung haben Gespräche mit dem 
Grundeigentümer stattgefunden. 

 

Eingereicht am: 
2.11.2022 

Grundeigentümer 

Die xx ist Eigentümerin des Plangebiet gelegenen Flurstücks 5088, 
Hamburger Straße 207. 

Bereits mit Schreiben vom 12.03.2019 haben wir gegen den 
Bebauungsplanentwurf Barmbek-Süd 2 eingewendet, dass dieser keine 
Rücksicht auf den Zuschnitt des Flurstücks 5086 nimmt und auf Teilen 
des Flurstücks 5086 eine Verkehrsfläche („Planstraße 2“) vorsieht. An 
dieser Beurteilung hat sich ausweislich der zweiten Auslegung des 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Zwischenzeitlich konnte weiterhin keine einvernehmliche Lösung zur 
Entwicklung der öffentlichen Straßenverkehrsfläche erzielt werden. Die 
Erschließung wurde daraufhin umgeplant. Es wurde eine Variante 
entwickelt, die nahezu komplett auf öffentlichem Grund umgesetzt 
werden kann, ohne den Quartiersplatz aufgeben zu müssen. Dafür 
musste der Städtebau gegenüber dem ursprünglich zugrundeliegenden 
Konzept leicht angepasst werden. Die ursprüngliche Wegeverbindung 
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Entwurfs einer Verordnung über den Bebauungsplan Barmbek-Süd 2 
nichts geändert, sondern die fehlerhafte Planung setzt sich fort. 

Xx lehnt den Bebauungsplanentwurf Barmbek-Süd daher weiterhin ab. 
Sollte der Bebauungsplanentwurf Barmbek-Süd 2 unverändert 
beschlossen werden, würde er nach Lage der Dinge einer gerichtlichen 
Kontrolle in einem Normenkontrollverfahren zugeführt. 

im urbanen Gebiet bleibt über die Festsetzung eine Geh- und 
Fahrrechts für Radfahrende erhalten. Zudem entsteht die Möglichkeit 
die sog. Fuge zwischen den Baublöcken im urbanen Gebiet zu 
überbauen. Ein Planungsschaden wird durch das Geh- und Fahrrecht 
nicht begründet. Der Bebauungsplan erzeugt eine deutliche 
Bodenwertsteigerung. Zu dieser Lösung haben Gespräche mit dem 
Grundeigentümer stattgefunden. 

 


